
Die Sicherheitspolitische
Kommission des Nationalrates
(SiK) möchte, dass die Behör-
den jemandem die Armeewaf-
fe sofort wegnehmen, wenn
ein Problem erkannt ist. Fin-
den Sie das richtig?

Sagen Sie uns Ihre Meinung
oder stimmen Sie ab auf

■ www.aargauerzeitung.ch
■ www.basellandschaftliche.ch
■ www.bzbasel.ch
■ www.grenchnertagblatt.ch
■ www.langenthalertagblatt.ch
■ www.limmattalerzeitung.ch
■ www.solothurnerzeitung.ch

Die ETH Zürich testete einen Mi-
ni-Helikopter für Katastrophen-
einsätze. Er kann sich ohne GPS
und Fernsteuerung bewegen.
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Niederlande Für die Bundesregie-
rung ist das Scheitern der nieder-
ländischen Regierung bitter. Ihr
kommt ein wichtiger Verbündeter
beim Thema Sparpolitik abhan-
den. Die Regierung in Den Haag
gab oft den harten Sparmeister.
Angela Merkel könnte ihren
engsten Verbündeten verlieren.

Frankreich Die Frage muss er-
laubt sein, ob der sozialististische
Herausforderer François Hollande
nicht mindestens ein genauso
guter Präsident sein kann wie Sar-
kozy. Im Gegensatz zum Amts-
inhaber ist Hollande nicht gezwun-
gen, auf die rechtspopulistische
Karte zu setzen. Zudem könnte er
sich verlässlicher erweisen als der
sprunghafte Sarkozy. Denn auch
in der Euro-Krise wird sich Sarko-
zy seine enge Bindung an deut-
sche Positionen nicht länger leis-
ten können: «Merkozy» – das war
einmal. Hollandes Dissens mit
der Kanzlerin ist hingegen über-
brückbar: Der Sozialist pocht auf
Wachstumsimpulse, will am Fis-
kalpakt im Grundsatz aber nicht
rütteln. Merkel muss sich also
vor einem Präsidenten Hollande
nicht fürchten.

■ Die Militärmanöver zwischen
China und Russland im Rahmen
der Schanghaier Organisation
für Zusammenarbeit (SOZ) kata-
pultieren die «eurasische Nato»
von ihrem Schattendasein ins
Bewusstsein der Weltöffentlich-
keit. Nicht alle Mitglieder sind
gleich: Peking und Moskau do-
minieren die Regionalorganisati-
on, der alte Bär und der grosse
Drache sind «gleicher» als die
zentralasiatischen Wölfe, um ein
Orwell-Zitat zu bemühen.

Der Schanghaier Club ist über
10 Jahre alt und wird im Westen
gerne als «neuer Warschaupakt»
oder antiwestliche «Opec mit
Bomben» verschrien. Dabei ist
völlig unklar, ob die SOZ eher
ein Handelsblock oder eine Mili-
tärallianz ist. Gegründet wurde
sie mit klarem Ziel: China und
seine Nachbarn wollten beste-
hende Grenzstreitigkeiten im
post-sowjetischem Raum klären.
2005 wurden Iran, Indien und
Pakistan als Beobachter aufge-
nommen – seither ist die genaue
Mission der Allianz diffus. Sie
führt Militärmanöver durch, jagt
grenzüberschreitend Drogendea-
ler, fördert den Öl- und Gashan-
del, baut Bahnlinien etc. etc.

Die Verbündeten China und
Russland sind aber auch Rivalen.
Sie misstrauen einander. Und
haben mit dem Bündnis ganz
Unterschiedliches vor: China
sucht wirtschaftliche Kooperati-
on und strebt eine Freihandels-
zone an; Russland möchte eine
Militärallianz schaffen, ein geo-
politisches Gegenüber zur Nato.
Zu viele Köche verderben den
Brei: Der «Schanghai-Club» ist
vorderhand vor allem eines –
eine schlafende Institution.

Russland und China im
«Schanghai-Club»

Verbündete

Rivalen
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■ ÜBER DIE FINANZIERUNG des
Sozialstaates wird seit über 100 Jah-
ren diskutiert. Neben dem Frauen-
stimmrecht und der Vermögens-
steuer hatten die am Landesgeneral-
streik von 1918 beteiligten Arbeiter
die Einführung der AHV und der IV
zur ultimativen Forderung ge-
macht. Gegen die Streikenden mo-
bilisierte der Bundesrat Teile der Ar-
mee, weil er einer vermeintlich dro-
henden Machtübernahme von Sozi-
alisten und Kommunisten handfest
begegnen wollte. DREI JAHRE SPÄ-
TER schlugen die Sozialdemokraten
dann schön brav demokratisch per
Initiative eine Vermögensabgabe
vor. Sie sollte zur Finanzierung der
wichtigsten Sozialwerke Alters- und
Invalidenversicherung, Arbeitslo-
senversicherung sowie der Kranken-
und der Armenfürsorge dienen. Die
Initianten wollten, dass «aus dem
Überfluss der Reichen ein Teil für
die Wohlfahrt des Volkes abgelie-
fert werde». Als die SP am 16. Sep-
tember 1921 das Volksbegehren auf
der Bundeskanzlei einreichte, wa-
ren die Bürgerlichen entsetzt. «MIT-
BÜRGER!», schrieb Bauern-
präsident Ernst Laur, «ihr habt zu
entscheiden, ob in unserem Vater-
lande der Staat (…) wie in Russland
den einzelnen Bürger ausrauben
darf.» Und der Bundesrat warnte:
Ein Ja zur Initiative «würde nichts
Geringeres als die Einführung der
kommunistischen Regierungsform
in
der Schweiz» bedeuten. Das wirkte.
Am 3. Dezember 1922 gingen 86%
der Stimmbürger zur Urne und die
Vermögensabgabe wurde mit 87%
Nein- und 13% Ja-Stimmen sowie
von sämtlichen Kantonen wuchtig
verworfen.

GEGEN DIE KÜRZLICH LANCIERTE
Volksinitiative für ein Bedingungs-
loses Grundeinkommen (BGE) wird
nun unter anderem wieder der
drohende Kommunismus ins Feld
geführt. Noch ist nicht bekannt,
was der Bundesrat zur Initiative
sagt. Zuerst muss sie ja noch mit
über 100 000 gültigen Unterschrif-

ten eingereicht werden. Doch jene,
die bereits heute begriffen haben,
um was es beim Grundeinkommen
geht, sagen – und das ist das schla-
gende Argument: Vor allem die
Jugendlichen werden auf diese Wei-
se nur noch den ganzen Tag lang
auf der faulen Haut liegen.

EINE SCHRECKLICHE Vorstellung.
Der Kommunismus hatte sie zu
bekämpfen versucht. Besonders in
der Sowjetunion galt ja bis 1989 das
Recht auf Arbeit für alle. Es wurde
nötigenfalls mit Zwangsarbeit oder
Arbeitslagern umgesetzt. Und jetzt
wird bei uns mit dem BGE das
Recht auf Faulheit – das «Recht, auf
der faulen Haut zu liegen», wie man
es in dieser Zeitung lesen konnte –
eingeführt. Durch die Hintertür.
Denn das steht so weder im Initia-
tivtext noch im Kleingedruckten.
Ein politischer Rosstäuschertrick.

DENN IM UNTERSCHIED zur Ar-
beit, die als Tugend gilt, ist die Faul-
heit ein Laster. Eine Droge, die zu
Halluzinationen führt oder wenigs-
tens zu anderen Gedanken. Man
kann sogar einschlafen dabei. Ein-

fach gar nichts tun, wo es doch so
viel zu tun gäbe, ist asozial. Immer-
hin: Wie beim Biertrinken gilt für
die Faulheit, dass ein vernünftiger
Genuss sogar gesund ist. Aber zur
Faulheit im Übermass kommt es
zwangsläufig infolge arbeitsfreien
Grundeinkommens. Insofern ist das
Adjektiv «bedingungslos» grund-
falsch.

DIE FAULHEIT IST ANSTECKEND
und birgt somit die Gefahr, zur
übertragbaren Krankheit zu wer-
den. Die Fäulnis kann sich von den
BGE-anfälligen Schichten – in erster
Linie Jugendliche, vermutlich aber
auch Frauen und Kinder – als Epi-
demie auf die ganze Gesellschaft
ausbreiten.

WIR VERGESSEN IMMER wieder,
dass es mitten unter uns einen
wachsenden Bevölkerungsteil gibt,
der seit langem BGE-angesteckt ist.
Es sind die AHV-Empfänger, vor-
wiegend ältere Frauen und Männer.
Kaum erhalten sie die Rente, gehen
sie nicht mehr arbeiten, sondern
bleiben einfach zu Hause. Dort lie-
gen sie die meiste Zeit faul herum
und schauen fern. Spätestens vor
der Sendung «10 vor 10» schlafen
sie ein. So geht das ein paar Jahre
oder auch länger. Aber mir ist kein
einziger Fall bekannt, der die AHV
überlebt hätte.

DENNOCH DARF DIE INITIATIVE
für ein Bedingungsloses Grund-
einkommen getrost unterschrieben
werden. Ein Nein auf dem Stimm-
zettel ist dann später immer noch
möglich. Vorausgesetzt, man ver-
passt nicht die Abstimmung – vor
lauter Faulheit.

Das Recht auf Faulheit
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